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ZIELSETZUNGEN 

Diese Zusammenfassung beruht auf der Langfassung des Länderberichts zu Österreich, der im Rahmen 

des EU-Projekts ENSURE im Mai 2026 erstellt wurde („Ensuring Access to Intermediaries for Children 

with Disabilities in Legal Proceedings”; dt: Sicherstellung des Zugangs zu Unterstützungspersonen für 

Kinder mit Behinderungen in Gerichtsverfahren). 

Die Gesamtprojektkoordination liegt bei der Internationalen Juristenkommission (International 

Commission of Jurists (ICJ) - European Institutions) und wird in Zusammenarbeit mit den 

Projektpartnern Validity Foundation (Ungarn), Terre des Hommes (TdH, Rumänien), Child Rights Centre 

(CRiC, Serbien) und dem Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und Menschenrechte (LBI-GMR, 

Österreich), mit einer Laufzeit von März 2025 bis Februar 2027 umgesetzt. Der nationale Bericht zu 

Österreich wurde vom LBI-Projektteam bestehend aus Helmut Sax (Projektleitung), Sabine Mandl und 

Stephen Rabenlehner, mit Unterstützung durch Louisa Starke, erstellt. Kofinanziert wird das Projekt 

vom Programm CERV-2024-DAPHNE der Europäischen Kommission. 

Das Projekt ENSURE zielt darauf ab, die Kommunikation und Unterstützungsstrukturen für Kinder mit 

Behinderungen in Gerichtsverfahren – insbesondere im Strafrechtssystem – zu verbessern, den 

Zugang zum Recht für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zu stärken und damit zur Umsetzung 

sowohl der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) als auch der UN-Behindertenrechtskonvention 

(UN-BRK) beizutragen.  

Um diese Ziele zu erreichen, sieht das Projekt die Entwicklung eines Modells von „Intermediaries“ 

(Unterstützungspersonen bzw. besondere qualifizierte Vertreter:innen) für Kinder mit Behinderungen 

vor Gericht vor. Das Modell orientiert sich an den Internationalen Grundsätzen und Leitlinien für den 

Zugang von Menschen mit Behinderungen zur Justiz (Sonderberichterstatterin der Vereinten 

Nationen für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 2020) sowie an Erfolgen aus der Praxis u.a. 

aus Irland und Spanien. Außerdem unterstützt das Modell Ziele der EU zur Stärkung rechtebasierter 

Kinderschutzsysteme und des Rechtsschutzes für Kinder mit Behinderungen.  

Das Projekt möchte das Modell in den Projektstaaten zur Diskussion stellen im Hinblick auf 

Möglichkeiten nationaler Umsetzung, durch Schließung von Schutzlücken bzw. Anpassung 

bestehender Instrumente. Es zielt auf ein verstärktes Bewusstsein für die Bedürfnisse und Rechte von 

Kindern mit Behinderungen in der professionellen Praxis ab, durch Einbeziehung von Fachkräften aus 

Justiz, Kinderschutz, Behindertenarbeit und Inklusion. 

Der vollständige Länderbericht bietet einen Überblick über den internationalen und europäischen 

menschenrechtlichen Rechtsrahmen, sowie nationale Instrumente zur Stärkung von 

Verfahrensrechten von Kindern. Darüber hinaus enthält der Bericht empirisch gewonnene Ergebnisse 

aus Fokusgruppendiskussionen, Expert:inneninterviews aus dem Justizbereich sowie mit jungen 

Frauen mit Behinderungen, die im Rahmen des Projekts durchgeführt wurden. Daraus lässt sich ein 

klarer Handlungsauftrag und Anpassungsbedarf bestehender Instrumente und für den Ausbau des 

Rechtsschutzes von Kindern mit Behinderungen vor Gericht ableiten 

 

MENSCHENRECHTLICHE GRUNDLAGEN 

Menschenrechte von Kindern und von Menschen mit Behinderungen bilden eine bemerkenswerte 

Schnittmenge auf Grundlage ihrer jeweiligen internationalen Konventionen, mit komplementären 

Standards zu Kindeswohlvorrang, Partizipation von Kindern, Teilhabe und Inklusion sowie effektivem 
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Rechtsschutz. Hinzu treten Anti-Diskriminierungsaspekte, die Genderdimension bzw Rechte von 

Mädchen mit Behinderungen, dem UN-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 

Diskriminierung der Frau (CEDAW) entsprechend. 

Auf Ebene des Europarates sind vor allem die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK), die 

revidierte Europäische Sozialcharta (ESC), sowie das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung 

und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt („Istanbul-Konvention“) von 

Relevanz. Auf EU-Ebene ergänzen die Bestimmungen der EU-Grundrechtecharta zu 

Nichtdiskriminierung, Kinderrechten und Rechten von Menschen mit Behinderungen diesen Rahmen. 

Hinzu kommen u.a. Vorgaben der EU-Richtlinie 2012/29 zur Festlegung von Mindeststandards für die 

Rechte, die Unterstützung und den Schutz von Opfern von Straftaten („Opferschutzrichtlinie“).  

 

RECHTLICHER UND POLITISCHER RAHMEN IN ÖSTERREICH  

Österreich hat vielfache Maßnahmen ergriffen, welche Kindern, die Opfer von Straftaten geworden 

sind, den Zugang zum Recht erleichtern und sie im Rahmen von Verfahren angemessen unterstützen 

sollen.  

- Auf allgemeiner Ebene sieht die Strafprozessordnung (StPO) spezifische Verfahrensrechte für 

Opfer von Straftaten vor (s. §§ 65-73 StPO), wie z. B. schonende Vernehmungen unter 

besonderer Berücksichtigung ihrer Situation, Ausschluss der Öffentlichkeit vom Verfahren und 

Anwesenheit einer Vertrauensperson.  

- Ein spezifisches Unterstützungsmodell von Opfern von Gewalt stellt die juristische und 

psychosoziale Prozessbegleitung dar. Sie bietet Opfern (und Angehörigen) bestimmter 

Straftaten Unterstützung bei der Ausübung ihrer Rechte in Strafverfahren. Für Kinder wird diese 

Leistung von Beratungsstellen angeboten, die auf die Arbeit mit diesen Altersgruppen 

spezialisiert sind. 

- Die Familien- und Jugendgerichtshilfe unterstützt die gerichtliche Entscheidungsfindung durch 

speziell geschulte Sozialarbeiter:innen, Psycholog:innen und Pädagog:innen, die im Auftrag von 

Gerichten Erhebungen durchführen und Berichte erstellen. 

- Kinderbeistände sind in psychosozialer Arbeit ausgebildete Fachkräfte, die mit Kindern in 

hochstrittigen Pflegschaftsverfahren, etwa bei Trennung der Eltern, arbeiten und das Gericht 

unterstützen. Sie sollen als „Sprachrohr des Kindes“ seine Interessen im Verfahren einbringen 

und schützen es vor belastenden Situationen vor Gericht, einschließlich direkter Konfrontation 

mit den Eltern vor Gericht. 

- Schlichtungsverfahren stellen ein Instrument des Rechtsschutzes für Menschen mit 

Behinderungen dar. Sie ermöglichen eine kostenlose und außergerichtliche Klärung von 

Diskriminierungsfällen und sind zugleich Voraussetzung für eine mögliche spätere Klage. Dadurch 

sollen einvernehmliche Lösungen gefördert und gerichtliche Verfahren vermieden werden. 

Vielen dieser Instrumente fehlt es aber an spezifischen und individualisierten Regelungen für Kinder 

mit Behinderungen sowie an angemessenen Aus- und Fortbildungen von Fachkräften, wie die 

nachfolgend zusammengefassten Rückmeldungen aus der Praxis zeigen.  
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EMPIRISCHE ERKENNTNISSE 

Im Rahmen des Projektes wurden unterschiedliche Erhebungen durchgeführt, einschließlich einer 

Fokusgruppe im September 2025. Daran nahmen Expert:innen aus verschiedenen institutionellen und 

beruflichen Kontexten teil, einschließlich der Familien- und Jugendgerichtshilfe, der Prozessbegleitung, 

Kinderbeistände, Kinderschutzorganisationen, Unterstützungsorganisationen für Frauen mit 

Behinderungen, des Österreichischen Behindertenrats, sowie die Bundesbehindertenanwältin, die 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien, VertretungsNetz und eine Vertreterin der Volksanwaltschaft. 

Zusätzlich wurden Interviews geführt mit zwei jungen Frauen mit Behinderungen sowie mit 

Richter:innen, einer Vertreterin des Unabhängigen Monitoringausschuss zur UN-BRK in Österreich 

sowie (schriftlich) mit der Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes.  

• DEFINITION UND WAHRNEHMUNG VON BEHINDERUNG 

Die Interviews und die Fokusgruppendiskussion zeigten ein deutliches Spannungsverhältnis auf 

zwischen einem menschenrechtlich inklusiven Behinderungsverständnis im Sinne der UN-BRK und 

der in der österreichischen Justizpraxis vielfach vorherrschenden medizinisch-diagnostischen 

Sichtweise. Aus einer menschenrechtlichen Perspektive ist Behinderung als Ergebnis 

gesellschaftlicher und institutioneller Barrieren zu verstehen, nicht als individuelles Defizit.  

Verbesserungsbedarf:  

Ein auf der UN-BRK basierendes Bewusstsein sollte in allen Phasen des Verfahrens durchgängig 

berücksichtigt werden. Bedarfe sind unabhängig vom Vorliegen einer Diagnose wahrzunehmen und 

mitzudenken, insbesondere bei nicht sichtbaren Behinderungen. Entscheidend ist eine klare 

Sensibilisierung für die unterschiedlichen Lebensrealitäten und Anforderungen umfassender 

Barrierefreiheit, sowie ein vertieftes Verständnis der damit verbundenen kommunikativen und 

organisatorischen Bedürfnisse, damit Inklusion nicht nachgelagert, sondern im Kern des Verfahrens 

realisiert wird. 

• UNTERSTÜTZUNGSSTRUKTUREN 

Laut den empirischen Erhebungen ist die bestehende Unterstützung für Kinder und Jugendliche mit 

Behinderungen im Justizkontext insgesamt sehr begrenzt, fragmentiert und hauptsächlich reaktiv. 

Spezialisierte, behinderungssensible Angebote sind demnach kaum vorhanden. Die Wirksamkeit der 

vorhandenen Unterstützungsformen hängt stark vom individuellen Engagement der beteiligten 

Person(en) ab. Hervorzuheben ist auch der Umstand, dass mit Erreichen der Volljährigkeit häufig 

bestehende Leistungen der Jugendhilfe enden, ohne dass gleichwertige Angebote im 

Erwachsenensystem bereitstehen würden – insbesondere für junge Menschen mit Behinderungen  

Verbesserungsbedarf: 

Die vorhandenen Unterstützungsformen sollten behinderungssensibel ausgerichtet und 

standardisiert im Verfahren verankert werden. Es braucht eine klare, kindzentrierte, kommunikative 

Unterstützung zur Vertretung der Interessen des Kindes auch im Strafverfahren – analog zum 

Zivilverfahren (Kinderbeistand).  

• INFORMATION UND KOMMUNIKATION 

Der Zugang zu verständlichen Informationen und Kommunikation (z.B. in einfacher oder leichter 

Sprache) für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen ist kaum strukturell/institutionell geregelt. 

Häufig sind es die Eltern, die versuchen, Inhalte „nach bestem Wissen und Gewissen“ weiterzugeben. 
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Bereits vor dem Verfahren entstehen kommunikative Hürden, etwa bei Erstkontakten oder 

Informationsabfragen bei Polizei und Gericht. Verständlichkeit im Verfahren ist laut den empirischen 

Erhebungen nicht verlässlich sichergestellt und in der Praxis stark von der individuellen Aufbereitung 

und Übersetzung durch die beteiligten Personen abhängig. Wenn Verständigung nicht ausreichend 

gelingt, entstehen häufig Zweifel, die dazu führen können, dass den betroffenen Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderungen im Verfahren weniger Glauben geschenkt wird.  

Verbesserungsbedarf:  

Barrierefreie, kind- und behindertengerechte Kommunikation muss als Standard verankert werden. 

Dazu braucht es einen verlässlichen Zugang zu Dolmetsch- und Kommunikationsunterstützung (inkl. 

ÖGS, ÖGS Plus und Unterstützter Kommunikation) und alters- und verfahrensgerechte Materialien in 

leichter bzw. visueller Sprache. Es braucht ausreichend Zeit für das Herstellen von Verständigung, auch 

im Spannungsfeld mit dem Grundsatz der Verfahrensbeschleunigung. Kommunikation darf nicht von 

elterlicher Vermittlung abhängen, sondern muss institutionell gewährleistet sein 

• RECHT AUF ANHÖRUNG UND MEINUNGSÄUSSERUNG  

Das Recht von Kindern vor Gericht gehört zu werden, ist grundsätzlich gesetzlich verankert, doch in 

der Praxis bestehen oft Hürden für die direkte Anhörung von Kindern mit Behinderungen vor Gericht. 

Den Erhebungen zufolge findet diese häufig nur dann statt, wenn dem Kind etwa nach § 105 Abs. 2 

AußStrG eine „klare und verständliche“ Äußerung sowie ein situationsangemessenes Verständnis 

zugetraut wird. Fehlt diese Erwartung, wird nicht selten auf eine Anhörung verzichtet. Hier zeigt sich, 

dass das Recht auf Gehör faktisch an eine wahrgenommene kognitive/kommunikative 

Leistungsfähigkeit bzw Haltungsfragen geknüpft wird. 

Verbesserungsbedarf:  

Erforderlich ist eine verbindliche und inklusionsorientierte Umsetzung des Rechts auf Anhörung, im 

Rahmen dessen Kinder unabhängig von Alter, Diagnose oder zugeschriebener Verständigkeit angehört 

werden.  

• AUS- UND FORTBILDUNG IM JUSTIZBEREICH SOWIE KOOPERATIONEN 

Die Interviews und die Ergebnisse der Fokusgruppe zeigen ein deutliches Defizit an systematischer 

Schulung zu Behinderung, Barrierefreiheit und kindgerechter Kommunikation sowie Information. 

Demnach fehlen verpflichtende Module in den Aus- und Fortbildungen zur strukturierten Reflexion 

auch über Haltungen zu Behinderung und Partizipation. Es existieren zwar vereinzelt thematisch 

verwandte Angebote – etwa Module zu Antidiskriminierung oder Kommunikation bei der 

Richter:innenausbildung –, doch diese bleiben allgemein bzw behandeln Behinderung oder 

kindgerechte Verfahren, aber auch die Verschränkung von Kinderschutz und Behinderung nur 

unzureichend.  

Verbesserungsbedarf: 

Notwendig wäre eine systematische Verankerung von Inklusionsthemen und Zugang zum Recht von 

Kindern in der Ausbildung von Richter:innen, Staatsanwält:innen und Polizei, ergänzt durch 

praxisnahe Formate zu Kommunikation, Barrierefreiheit und behinderungssensibler 

Verfahrensführung. Fortbildungen sollten interdisziplinär und in mixed-abled Teams konzipiert 

werden, um Perspektivenvielfalt und praktische Relevanz zu erhöhen. Ein institutionalisierter 

Austausch zwischen Justiz, Fachstellen und NGOs soll Expertise und Kooperationen nachhaltig 

absichern.  


